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Text 

Artikel 11 

U mwa n d l u n g  d e r  S a n k t i o n  

(1) Im Fall einer Umwandlung der Sanktion ist das nach dem Recht des Vollstreckungsstaats vorgesehene 
Verfahren anzuwenden. Bei der Umwandlung 

 a) ist die zuständige Behörde an die tatsächlichen Feststellungen gebunden, soweit sie sich 
ausdrücklich oder stillschweigend aus dem im Urteilsstaat ergangenen Urteil ergeben; 

 b) darf die zuständige Behörde eine freiheitsentziehende Sanktion nicht in eine Geldstrafe oder 
Geldbuße umwandeln; 

 c) hat die zuständige Behörde die Gesamtzeit des an der verurteilten Person bereits vollzogenen 
Freiheitsentzugs anzurechnen; 

 d) darf die zuständige Behörde die strafrechtliche Lage der verurteilten Person nicht erschweren und 
ist sie an ein Mindestmaß, das nach dem Recht des Vollstreckungsstaats für die begangene 
Straftat oder die begangenen Straftaten gegebenenfalls vorgesehen ist, nicht gebunden. 

(2) Findet das Umwandlungsverfahren nach der Überstellung der verurteilten Person statt, so hält der 
Vollstreckungsstaat diese in Haft oder gewährleistet auf andere Weise ihre Anwesenheit im 
Vollstreckungsstaat bis zum Abschluß dieses Verfahrens. 
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